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hat, keine vollständige Umkehrung des geltenden 
Rechts zu und bleibt letztendlich in der Formulie-
rung vage. Wir hingegen wollen eine klare, eindeu-
tige Regelung zugunsten von Bewohnerinnen und 
Bewohnern.  

Gleiches gilt - das ist von meiner Vorrednerin an-
gesprochen worden - bei der Bildung von Wohn-
gemeinschaften und bei der freien Wahl der Pfle-
gedienste. Das ist uns ein wichtiges Anliegen. Das 
ist derzeit nur ungenügend geregelt. Dabei wissen 
wir, dass die Bildung von Wohngemeinschaften 
weiter erleichtert werden muss, gerade vor dem 
Hintergrund der Erfahrungen und Bedürfnisse der 
künftigen Seniorinnen- und Seniorengenerationen. 
Denn die haben sicherlich andere Ansprüche an 
ihre Unterbringung und ihr Leben, als es vielleicht 
heute noch mancherorts der Fall ist. 

Ein weiterer zentraler Punkt sind für uns die 
Durchsetzung unangemeldeter Kontrollen der 
Heimaufsicht und die vollständige Transparenz der 
die Bewohnerinnen und Bewohner betreffenden 
Unterlagen. Damit soll dem Missbrauch und der 
möglichen Vertuschung negativer Vorkommnisse 
vorgebeugt werden. Das hilft letztendlich allen 
Beteiligten weiter; das ist jedenfalls unsere feste 
Überzeugung. 

(Beifall bei der LINKEN) 

In diesem Zusammenhang fordern wir Linke eine 
spürbare Ausweitung der Rechte von Bewohnerin-
nen und Bewohnern und auch eine Stärkung der 
Beiräte, damit nicht nur die wirtschaftlichen Inte-
ressen im Fokus stehen, sondern durch die zu 
Pflegenden und deren Angehörige ein echtes Ge-
gengewicht dazu geschaffen werden kann. 

Was die Fachkraftquote betrifft, möchte ich daran 
erinnern, dass die Fachkraftquote vor vielen Jah-
ren deutlich über 60 % lag. Sie ist aufgrund der 
Privatisierungen deutlich zurückgegangen und 
muss wieder deutlich - auf über 60 % - angehoben 
werden, und zwar im Gesetz. Gerade an dieser 
Stelle müssen wir, was die Qualität angeht, ein 
wichtiges Zeichen setzen. 

Die Linke im Niedersächsischen Landtag hat letzt-
lich als einzige parlamentarische Kraft mit ihren 
Anträgen eine Voraussetzung für ein modernes 
und zeitgemäßes Gesetz geschaffen, 

(Widerspruch bei der CDU) 

das zum einen die Qualität in den Einrichtungen 
für Menschen mit Assistenzbedarf erhöht und 
Selbstbestimmung und Teilhabe spürbar stärkt. 

(Beifall bei der LINKEN) 

In diesem Sinne: Stimmen Sie unserem Antrag zu! 
Wir werden in der Abstimmungsabfolge natürlich 
auch dem Antrag von Bündnis 90/Die Grünen zu-
stimmen können, weil er sich von der Vorlage 
deutlich abhebt, die hier vermutlich die Mehrheit 
finden wird. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Nun erhält Frau Kollegin Groskurt für die SPD-
Fraktion das Wort. 

Ulla Groskurt (SPD): 
Frau Präsidentin! Zuerst einmal möchte ich mich 
Frau Mundlos anschließen und mich bei der Ver-
waltung und den Vertretern des Ministeriums herz-
lich bedanken. Wir haben es ihnen wirklich nicht 
leicht gemacht. Das ist uns schon bewusst. Herzli-
chen Dank für Ihre Geduld! 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der CDU 
und der FDP! Obwohl wir uns letztlich zusammen-
gerauft haben, muss ich den beschwerlichen Weg 
kurz aufzeigen, wie es zu der Abstimmung ge-
kommen ist. Denn dass wir heute das Heimgesetz 
beschließen können, beruht maßgeblich auf zahl-
reichen Aufforderungen der SPD-Fraktion, endlich 
tätig zu werden. 

(Zustimmung von Johanne Modder 
[SPD]) 

Auch hier hat sich die Landesregierung wieder 
einmal nicht mit Ruhm bekleckert, sondern fünf 
Jahre lang nichts getan und, im Gegenteil, die 
Beratung und Verabschiedung des Gesetzes ver-
schleppt. Selbst wenn wir den Wechsel der Minis-
terinnen wohlwollend als Zeitverzögerung anrech-
nen wollen, hätte es schneller gehen können und 
müssen. Aber Frau Özkan hat die geruhsame Ar-
beitsweise von Frau Ross-Luttmann leider über-
nommen. 

(Widerspruch bei der CDU - Johanne 
Modder [SPD]: Jawohl!) 

Es wäre für die SPD-Fraktion weniger nervenauf-
reibend gewesen, das Gesetz abzulehnen. Aber 
die SPD macht es sich nicht so einfach, wenn es 
um das Wohl der Menschen in Niedersachsen 
geht. Wir haben hart mit den Regierungsfraktionen 
gerungen und unbeirrt Überzeugungsarbeit geleis-
tet. Das Ergebnis ist, dass wichtige Verbesserun-
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gen im Gesetzentwurf der Landesregierung von 
der SPD eingebracht und durchgesetzt werden 
konnten. 

(Beifall bei der SPD) 

Die in den Ausschusssitzungen erarbeiteten drei 
wesentlichen Verbesserungen, die für die SPD-
Fraktion unerlässlich waren, will ich nachfolgend 
benennen: 

Erstens: die Tagespflege. Es war für die SPD un-
verständlich, dass die Tagespflege nicht in das 
Gesetz aufgenommen werden sollte. Durch das 
Pflegeweiterentwicklungsgesetz, in dem Demenz-
kranke stärker berücksichtigt werden, ist zukünftig 
damit zu rechnen, dass der Bereich der Tagespfle-
ge weiter explosionsartig zunimmt. Das ist auch 
dem Landespflegebericht zu entnehmen. Obwohl 
hier ausgeführt wird, dass sich der Bereich der 
Tagespflege in den Jahren 2007 bis 2010 fast 
verdoppelt hat, hat insbesondere die FDP-Fraktion 
bis zuletzt dagegen argumentiert, die Tagespflege 
unter den Schutz des Heimgesetzes zu stellen. 

Dass dieses Gesetz auch für Einrichtungen der 
Tagespflege gilt, ist auf Intervention der SPD ent-
gegen dem ursprünglichen Gesetzentwurf in das 
Heimgesetz aufgenommen worden. Wäre dies 
nicht in das Gesetz aufgenommen worden, dann 
wären in den kommenden Jahren immer mehr 
Pflegebedürftige, insbesondere Demenzerkrankte, 
aus dem Schutzbereich des Heimgesetzes her-
ausgefallen. Das wäre eine unhaltbare Entwick-
lung. 

Zweitens: Einzelzimmer. Für die SPD-Fraktion 
gehört es zu einem menschenwürdigen Leben, 
dass jeder Mensch den Anspruch haben muss, in 
einem Heim ein Einzelzimmer zu bewohnen. Durch 
die Kürzungen der Landesmittel für die stationäre 
Pflege im Jahr 2004 ist der Kostendruck auf die 
Kommunen als Sozialhilfeträger stark gestiegen. 
Aus Kostengründen haben verschiedene Kommu-
nen gezwungenermaßen Heimbewohnerinnen und 
Heimbewohner in Mehrbetterzimmern unterge-
bracht. 

Auf massiven Druck der SPD wurde der Gesetz-
entwurf ergänzt, indem festgelegt wird, dass der 
Betreiber eines Heims den Wünschen der Bewoh-
nerinnen und Bewohner nach einer Unterbringung 
im Einzelzimmer möglichst Rechnung tragen soll. 
Wir hätten uns einen klareren Handlungsauftrag an 
die Kommunen gewünscht. Wegen des Konnexi-
tätsprinzips hätten die CDU und die FDP aber Geld 

in die Hand nehmen müssen, wozu sie nicht bereit 
waren und nicht bereit sind. 

Drittens: die Fachkraftquote. Die Sicherung einer 
Fachkraftquote von 50 % in den Einrichtungen ist 
für die SPD-Fraktion ebenfalls ein Muss im Heim-
gesetz. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese Fachkraftquote darf nicht unterschritten wer-
den. Die zu Pflegenden leiden immer häufiger an 
Mehrfacherkrankungen. Deshalb brauchen sie 
eine hohe Fachlichkeit. Nur mit hoher Fachlichkeit 
ist den Bedürfnissen der Pflegebedürftigen gerecht 
zu werden. Auch hier hat sich die SPD-Fraktion 
durchgesetzt. Nun wird es eine Verordnung der 
Landesregierung geben müssen, die der Zustim-
mung des Sozialausschusses bedarf. Die SPD-
Fraktion verlässt sich auf das Versprechen der 
Regierungsfraktionen, dieser Verordnung im Sozi-
alausschuss zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sehr geehrte Damen und Herren, auf eines muss 
ich noch ausdrücklich hinweisen: Nicht zuletzt auf 
Initiative der SPD-Fraktion wurde dem Gesetz eine 
Präambel vorangestellt, wonach künftig mit Hin-
weis auf die UN-Behindertenrechtskonvention und 
den Gleichstellungsgedanken nur noch von „Men-
schen mit Behinderungen“ und nie mehr von „be-
hinderten Menschen“ die Rede sein soll. Ich habe 
daher mit Verwunderung die ärgerliche und aufge-
regte Pressemitteilung von Frau Mundlos und 
Herrn Klare gelesen. Frau Mundlos, dazu bestand 
nun wirklich gar kein Grund. Wir haben im Sozial-
ausschuss nach eingehender Diskussion, die aus 
meiner Erinnerung tatsächlich überwiegend von 
der SPD geführt wurde, gemeinsam diese Präam-
bel beschlossen. 

Die von der SPD-Fraktion erreichten Verbesserun-
gen im Entwurf des Niedersächsischen Gesetzes 
zum Schutz von Heimbewohnerinnen und Heim-
bewohnern gründen sich auch auf die Ergebnisse 
der Anhörungen der Wohlfahrtsverbände, Landes-
arbeitsgemeinschaften, Kirchen und des Pflege-
rats. Die Anhörungen ergaben eine eindeutige 
Unterstützung der Forderungen der SPD-Fraktion, 
denen sich auch die Regierungsfraktionen nicht 
verschließen konnten. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wir hätten 
uns mehr Zustimmung zu unseren weiteren Vor-
schlägen gewünscht. In erster Linie ist es aber 
wichtig, dass eine verlässliche Gesetzesgrundlage 
geschaffen wird, auf die alle Betroffenen schon viel 
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zu lange warten müssen. Das ist für die SPD-
Fraktion das vordringlichste Anliegen. 

Das Heimgesetz ist für die SPD nach wie vor nur 
ein Zwischenschritt. Hier ist eine Frontalopposition 
nicht hilfreich, sondern es ist wichtiger mitzugestal-
ten. Dass aber auch die Fraktionen von CDU und 
FDP nicht ausschließlich Frontalregierung verwirk-
licht haben, sondern die Vorschläge der SPD-
Fraktion mitberaten haben, möchte ich auch nicht 
unerwähnt lassen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, auch wenn das 
Ergebnis nicht in allen Punkten den eigenen Vor-
stellungen entspricht, stimmt die SPD-Fraktion 
dem Niedersächsischen Gesetz zum Schutz von 
Heimbewohnerinnen und Heimbewohnern zu. Klar 
ist aber auch: Nach der Regierungsübernahme 
wird eine SPD-geführte Landesregierung dieses 
Gesetz zum Wohle der Pflegenden und der Pfle-
gebedürftigen verbessern. 

(Beifall bei der SPD - Jens Nacke 
[CDU]: Ist das jetzt ein inzwischen 
vorgeschriebener Textbaustein?) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Kapitel 
„Heimgesetz“ ist für diese Wahlperiode abge-
schlossen, wodurch die dramatische Pflegesituati-
on in Niedersachsen aber immer noch nicht ent-
spannt betrachtet werden kann. Die heutige Zu-
stimmung soll nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
im Pflegebereich noch einige kontroverse Anträge 
in der Beratung sind. Diese Anträge müssen drin-
gend beraten werden. Das zeigt auch die Tatsa-
che, dass die Ministerin abzulenken versucht und 
pressewirksam verkündet, dass die Altenpflege-
schülerinnen und -schüler einen Schulgeldzu-
schuss von weiteren 50 Euro im Monat bekom-
men. Frau Ministerin, das ist doch Augenwischerei! 
Das sehen auch die Pflegeschülerinnen und 
-schüler so! Damit punkten Sie nicht! Die Landes-
regierung muss endlich der Forderung der SPD 
nachkommen und Schulgeldfreiheit herstellen! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, versuchen 
Sie ähnlich wie im Heimgesetz - allerdings mit 
einer noch sehr zu optimierenden Umgangswei-
se -, die Anträge der SPD-Fraktion zu beraten. 
Schließen Sie sich während Ihrer noch anderthalb-
jährigen Regierungszeit den Anträgen der SPD-
Fraktion an! Das würde die zukünftige Regie-
rungsarbeit der SPD erleichtern und wäre gut für 
Niedersachsen! 

Danke schön. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Danke schön. - Zu einer Kurzintervention hat von 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau Kollegin 
Helmhold für anderthalb Minuten das Wort. Bitte 
schön! 

Ursula Helmhold (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Liebe Ulla Gros-
kurt, ich möchte gerne wissen, ob bei der SPD-
Fraktion die Pressemitteilung des Bundesverbands 
ambulanter Dienste und stationärer Einrichtungen 
aus der vergangenen Woche angekommen ist, in 
der es heißt: Geschäftsführerin warnt: „Viele ambu-
lant betreute Wohngemeinschaften geraten in 
Existenznot“, und ob das Schreiben bekannt ist, 
das in der vergangenen Woche an alle Fraktions-
vorsitzenden gegangen ist und aus dem ich so-
eben zitiert habe.  

In diesem Schreiben hat auch die Geschäftsführe-
rin eines großen Pflegedienstes, der viele ambu-
lant betreute Wohngemeinschaften hat, davor ge-
warnt, dass sie ihre Einrichtung wird schließen 
müssen. Zurückzuführen - ich möchte das kurz 
ausführen, damit das Haus weiß, worüber es hier 
abstimmt - ist das auf eine Formulierung, die erst 
in der letzten Ausschusssitzung in das Gesetz 
aufgenommen worden ist. Sie lautet: 

„Eine Wohngemeinschaft ist nicht 
selbstbestimmt,“ 

- damit ist sie dann ein Heim, weil in Niedersach-
sen nur unterschieden wird, ob die Einrichtung ein 
Heim oder kein Heim darstellt - 

„wenn die Überlassung des Wohn-
raums und die Erbringung der ambu-
lanten Betreuungsleistung durch Per-
sonen oder Unternehmen erfolgt, die 
miteinander rechtlich oder tatsächlich 
verbunden sind.“ 

In der Praxis stellt sich das so dar: Ein Pflege-
dienst betreut eine Menge dementer Menschen, 
merkt irgendwann, dass sie nicht mehr zu Hause 
ambulant gepflegt werden können, und versucht 
dann, Wohnraum zu finden, um sie dort in einer 
Wohngemeinschaft zusammen mit anderen zu 
betreuen. - Das sind sehr oft Angehörige oder 
Freunde dieses Pflegedienstes, weil sonst kein 
Mensch dafür Häuser vermietet. Die Leute können 
die Pflegeleistung frei wählen. Aber tatsächlich 
werden einige diesen Pflegedienst behalten. Dann 
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sind sie rechtlich oder tatsächlich verbunden. Das 
bedeutet, dass sie dann die volle Breitseite des 
Heimgesetzes abkriegen. Deshalb müssen sie 
dann schließen. 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Das war jetzt ein guter Schlusspunkt, Frau Kollegin 
Helmhold. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Frau Groskurt möchte antworten. Anderthalb Minu-
ten auch für Sie! 

Ulla Groskurt (SPD): 
Liebe Uschi Helmhold, wir nehmen den Brief natür-
lich sehr ernst. Wir haben in den Ausschussbera-
tungen insbesondere dieses Thema  

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Das kam 
doch erst danach!) 

- ich meine den Begriff des Heimes - lange, lange 
hin- und herberaten und sind alle nicht glücklich 
darüber gewesen, wie wir uns haben entschließen 
müssen. Aber es ist doch wichtig, dass es für die 
Menschen, die auf das Heimgesetz warten, endlich 
einen Rahmen gibt. Ich habe eben versprochen, 
dass wir das, sobald wir an der Regierung sind, 
verbessern werden.  

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herzlichen Dank. - Für die FDP-Fraktion hat nun 
Herr Kollege Riese das Wort. 

Roland Riese (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Das Heimgesetz entstammt seiner 
Rechtsnatur her dem Ordnungsrecht. Es ist als 
Schutzgesetz angelegt. Ich meine, dass wir trotz-
dem auf einem sehr guten Weg sind. Wir entspre-
chen dem in der Anhörung von zahlreichen Ver-
bänden und Beteiligten geäußerten Wunsch und 
nennen das Gesetz sehr kurz schlicht und einfach 
„Heimgesetz“. Denn es geht doch um ein Gesetz, 
das überall dort greift, wo Menschen in einer Wei-
se zusammenwohnen, in der sie nicht völlig frei in 
der Entscheidung sind, das Wohnverhältnis beste-
hen zu lassen, es fortzusetzen oder zu beenden, 
oder in der sie nicht völlig frei sind in der Annahme 
anderer Leistungen, die möglicherweise an die 
Wohnsituation vertraglich angebunden sind. Einige 
Vorredner haben angedeutet, dass es in der Tat 
keinen einfachen Weg gibt, so etwas mit einer 

treffenden Formulierung klar zu beschreiben. Des-
wegen ist die Welt im Föderalismus so bunt, wie 
sie ist: Alle Länder, die bereits ein Heimgesetz 
erlassen haben, haben ihren eigenen, besonderen 
Weg gefunden. Verehrte Frau Helmhold, Nieder-
sachsen ist nicht das Schlusslicht. Es gibt Bundes-
länder, die sich noch im Beratungsprozess befin-
den 

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Welche 
denn?) 

und noch kein Gesetz haben. Von daher seien Sie 
in der Hinsicht mal ganz getrost. 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU) 

Meine Damen und Herren! In der Koalitionsverein-
barung haben sich FDP und CDU vorgenommen, 
in einem Landesheimgesetz bürokratische Belas-
tungen abzubauen, Anzeigeverpflichtungen abzu-
bauen, die Entwicklung neuer Wohnformen zu 
erleichtern und Doppelzuständigkeiten abzuschaf-
fen.  

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Kollege Riese, gestatten Sie eine Zwischen-
frage der Kollegin Helmhold? 

Roland Riese (FDP): 
Aber gern. 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Frau Kollegin Helmhold! 

Ursula Helmhold (GRÜNE): 
Danke schön. - Herr Kollege Riese, könnten Sie 
mir freundlicherweise sagen, in welchen Bundes-
ländern die Beratungen des Heimgesetzes noch 
nicht abgeschlossen sind? 

Vizepräsidentin Astrid Vockert: 
Herr Kollege Riese! 

Roland Riese (FDP): 
Danke schön. - In Hessen zum Beispiel. 

Meine Damen und Herren, das, was wir uns in der 
Koalitionsvereinbarung vorgenommen haben, ha-
ben wir eingehalten. Wir haben gründlich beraten, 
wir haben geliefert. Der Bürokratieabbau findet 
statt, wie sich in der Gesetzesbegründung und 
auch im Schriftlichen Bericht der Kollegin Frau 
Groskurt zeigt. Genannt werden dort 15 % Büro-
kratieabbau, nach dem Standardkostenmodell ge-
messen. Das ist nicht überaus viel, müssen wir 
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